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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Die Ablösung des bis 1987 befristeten Bundesbeschlusses über Massnahmen gegen
Missbräuche im Mietwesen (BMM) durch eine dauerhafte Regelung ist gegenwärtig voll
im Gang. Als Gegenvorschlag zu der 1982 eingereichten Mieterschutzinitiative soll auf
Verfassungsebene die geltende Missbrauchsgesetzgebung aufs ganze Land ausgedehnt
sowie auf Gesetzesebene der Kündigungsschutz verstärkt werden (Schaffung eines
Bundesgesetzes und Revision der Mietvertragsbestimmungen im OR). Indem aber der
Bundesrat seinen Auftrag zur Ausarbeitung einer Botschaft mit der Auflage verband, im
Bereich des Kündigungsschutzes eine mit der Kündigungsfreiheit konforme Lösung zu
treffen, kam er dem Hauptanliegen der Initianten nicht nach. Diese beharren denn auch
weiter auf ihrer Forderung, dass ungerechtfertigte Kündigungen auf Begehren der
Mieter vom Richter aufzuheben seien. Ein bloss mässiger Schutz gegen zweckfremde
Kündigungen genügt dem Schweizerischen Mieterverband nicht. Im Bereich der
Mietzinsgestaltung möchten die Initianten möglichst die Kostenmiete verwirklicht
sehen, ohne aber die Einführung einer staatlichen Mietzinskontrolle zu verlangen. Die
Gegner einer jeglichen Verschärfung der heute geltenden Regelung (Arbeitgeber,
Hauseigentümer, bürgerliche Parteien) halten die Aufrechterhaltung der
Vertragsfreiheit, einen gut funktionierenden, von Planungsvorschriften, Bürokratie und
unnötigen Steuern entlasteten Wohnungsmarkt sowie eine gezielte Wohnbauftirderung
für die beste Form von Mieterschutz.
Die Botschaft sowie Einzelheiten zum Entwurf zu einem Gegenvorschlag, den eine 1982
vom Bundesrat eingesetzte Arbeitsgruppe vorbereitet und 1983 veröffentlicht hat,
standen am Jahresende noch aus. Dem BMM sind gegenwärtig rund die Hälfte aller
Gemeinden und 17 Kantone vollständig unterstellt. 1

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.03.1983
URS VON ALLMEN

Der Souverän nahm am 7. Dezember den Gegenvorschlag zur Mieterschutz-Initiative
mit 64,4% Ja-Stimmen an. Von den Kantonen sprachen sich 20 für und 6 (AI, AR, GL,
OW, SZ, VS) gegen die Vorlage aus. Besonders hoch war die Zustimmung in der
lateinischen Schweiz. Ein Vergleich mit der Volksabstimmung von 1977 über die Initiative
«für einen wirksamen Mieterschutz» und einen entsprechenden Gegenvorschlag zeigt,
dass sich der Unterschied bezüglich des Zustimmungsgrades zwischen
deutschsprachiger und lateinischer Schweiz, aber auch zwischen Stadt und Land
vermindert hat. Eine Nachanalyse stellte ferner fest, dass beim Stimmentscheid die
direkte Betroffenheit eine bedeutende Rolle spielte: Mit Ja votierten vor allem jene
Personen, die in einem Mietverhältnis wohnen oder in Grossstädten und deren
Agglomerationen leben; höhere Zustimmung fand die Vorlage auch bei den Frauen, den
unter 40jährigen, den Sympathisanten der SPS und — wie oben bereits angemerkt — in
der Romandie. Die Nachbefragung zeigte weiter, dass das Verhältnis zwischen Mietern
und Vermietern nicht unbelastet ist. Bei der anstehenden Gesetzgebung durch die
eidgenössischen Räte dürfte das Bündnis zwischen Linken, den Mietern und
bürgerlichen Kreisen auseinanderbrechen: Linksparteien und Mieterorganisationen
erwarten, dass der Kündigungsschutz ungeschmälert ins Recht übernommen werde,
während die bürgerliche Seite zu verstehen gab, dass sie mit ihrer Unterstützung des
Gegenvorschlags keine «Blankovollmacht» für eine entsprechende Gesetzgebung erteilt
habe. 2

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.1986
WERNER SEITZ

1) Presse vom 15.3.83; 15.9.83; BaZ, 20.6.83; AT, 1.8.83.
2) Presse vom 8.12.86; LNN, 9.12.86; NZZ, 9.12.86; Mieter-Zeitung, 58/1986, Nr. 12. Vox, Analyse der eidgenösssischen
Abstimmung vom 7. Dezember 1986, Zürich 1987; TA, 25.3.87.; Vgl. auch R. Nef, Mieterschutz: Die falsche Arena für «
volksnahe» Bremser? Eine statistische Analyse der eidg. Mieterschutzabstimmung 1986 und 1977 auf der Basis von 2920
Gemeinden, Zürich 1987. ; Vgl. auch das Postulat Leuenberger (sp, ZH) betreffend Übergangsregelung im Mietrecht
(Verhandl. B. vers., 1986, V, S. 76 ; NZZ, 17.12.86). Siehe ferner Mieter-Zeitung, 59/1987, Nr. 6 (Jahresbericht des
Mieterverbandes).
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